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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit seinen gut 62.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

 

1. Vorbemerkung  

Die Sozialgerichtsbarkeit ist seit Jahren überlastet und schiebt eine Welle von vielen 

tausend Verfahren vor sich her. Das hat, anders als die Einleitung zur 

Entwurfsbegründung erklärt, mit den Krankenhaus Streitigkeiten recht wenig zu tun. 

Auch Covid-19 und die neuen Gesetze werden von den Sozialgerichten aktuell nicht 

bearbeitet. Die Überlastung der Sozialgerichte beruht auf ihrer Unterbesetzung.  

 

Mit der geplanten Einführung eines § 211 SGG wird nun die Möglichkeit eröffnet, bei 

Vorliegen einer epidemischen Lage auch in schwierigen, bereits länger anhängigen 

Verfahren gegen den Willen der Rechtssuchenden eine Entscheidung ohne mündliche 

Verhandlung zu treffen, z.B. in Opferentschädigungssachen, dem SGB II, VI oder VII 

und auch in den Schwerbehindertensachen. Dies ist nicht einsehbar und auch nicht 

richtig. Die mündliche Verhandlung ist eine der wenigen Situationen, in denen der Staat 

dem Bürger noch ein Gesicht zeigt und sich von Angesicht zu Angesicht erklärt. Dieser 

Zugang darf den Bürgerinnen und Bürgern nicht voreilig genommen werden. 

 

Der Deutsche Anwaltverein kann in dieser Stellungnahme nur in einer den Umständen 

geschuldeten Kürze auf die geplante Einführung des § 211 SGG eingehen und 

beschränkt sich bei seinen Ausführungen auf die Absätze 2 und 4. 

 

2. Zu § 211 Abs. 2 SGG n. F. 

Die Durchführung mündlicher Verhandlungen soll gem. § 211 Abs. 2 SGG n.F. im 

Wege der zeitgleichen Übertragung in Bild und Ton angeordnet werden können, sofern 

die Verfahrensbeteiligten, also Parteien, ihre Bevollmächtigten und Beistände sowie 

Zeugen und Sachverständige die technischen Voraussetzungen hierfür in zumutbarer 

Weise vorhalten können. Laut Entwurfsbegründung hat sich das Gericht zuvor zu 

vergewissern, ob und inwiefern die Verfahrensbeteiligten die technischen 

Voraussetzungen hierfür in zumutbarer Weise vorhalten können. 
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Die Vorschrift überlässt es damit der Praxis der Gerichte, wann sie von einem 

zumutbaren Vorhalten technischer Voraussetzungen ausgehen können dürfen und 

wann nicht. Hier droht nicht nur eine massive, sondern auch eine uneinheitliche 

Verkürzung essentieller Verfahrensrechte. In Zeiten, in denen von einem 

flächendeckenden Breitbandausbau und halbwegs einheitlicher technischer 

Kommunikationsstandards, die insbesondere auch Aspekte des 

Vertraulichkeitsschutzes beachten müssen, noch nicht die Rede sein kann, ist eine 

solche Vorschrift schon praktisch nicht umsetzbar. Die Anordnung durch das Gericht, 

auch gegen den Willen der Beteiligten, ist strikt abzulehnen.     

 

3. Zu § 211 Abs. 4 n. F. 

§ 211 Abs. 4 SGG n. F. sieht vor, dass bei Vorliegen einer epidemischen Lage von 

nationaler Tragweite das Sozialgericht bei geklärtem Sachverhalt und nach Anhörung 

der Beteiligten einen Gerichtsbescheid nach § 105 SGG auch dann erlassen kann, 

wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist. 

Für einen solchen Fall ist ein Gerichtsbescheid allerdings schlicht das falsche Mittel. Es 

besteht auch kein praktischer Bedarf. Die Vorbereitung durch das Gericht und die 

Stellungnahmen durch die Beteiligten werden die Zeit überbrücken bis die epidemische 

Notlage hoffentlich bereits Vergangenheit sein wird. Die Rechtssuchenden leben auch 

sonst mit einer durchschnittlichen Verfahrensdauer von anderthalb bis zwei Jahren. Das 

Recht auf eine mündliche Verhandlung – wie es die Entwurfsbegründung versucht – 

dann in die zweite Instanz zu tragen, wird den Rechtssuchenden nicht gerecht. § 211 

Abs. 4 SGG ist daher ersatzlos zu streichen. 

  


